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Vorwort 



Die nachfolgenden Blätter behandeln ein Thema, welches von 
Tag zu Tag eine grössere Bedeutung erhält. Die Verträge 
über internationales Verlagsrecht greifen so tief in die Interes^ 
sen der Schriftsteller, der Buchhändler, ja der gesammten ge^ 
bildeten Welt ein, dass die Beachtung, welche man diesem 
Theile der Gesetzgebung bisher geschenkt hat, in keinem Ver« 
hältniss zu der Wichtigkeit des Gegenstandes steht. 

Die Literatur kann nur dann zur vollen Entfaltung gelan*- 
gen, wenn Schriftsteller wie Buchhändler vor unbefugter Ver- 
vielfältigung geschützt sind, und wenn sie nicht Gefahr laufen, 
dass Andere (seien sie Inländer oder Ausländer) die Früchte 
ihrer Arbeiten ernten. Bei Abschluss von Verträgen mit dem 
Auslande ist es aber durchaus nöthig, den eigenthümlichen 
Verhältnissen des Vaterlandes Rechnung zu tragen, und nicht 
nur die Durchführung eines sittlichen Principes anzustreben, 
sondern auch die materiellen Interessen der deutschen Staats- 
angehörigen im Auge zu behalten. 

Je grösser der Absatz ist, welchen deutsche Bücher nach 
dem Auslande finden, desto dringender wird die Pflicht, mit 
den betreffenden Staaten Verträge zum Schutze des literari* 
sehen Eigenthums abzuschliessen. Vor allen Dingen möchte 
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es bald an der Zeit sein, einen solchen Vertrag mit Amerika 
herbeizuführen. Durch die in riesiger Weise stattfindende Ein- 
wanderung aus allen Theilen unseres Vaterlandes wird die 
Verbreitung deutscher Sprache und deutschen Schriftenthums 
in Amerika bald einen bisher nicht geahnten Aufschwung 
nehmen. 

Thuen wir bald Schritte, dass der Nachdruck dort nicht in 
grossartiger Weise betrieben werde; und legen wir nicht erst 
Hand an*s Werk, wenn der uns zugefügte Schade anrängt 
:eiiipfiadlich zu werden. 

Die Schriftsteller und Verleger Deutschlands haben in der 
That kein glänzendes Loos gegenüber ihren französischen und 
englischen CoUegen und wir haben doppelte Ursache die vater- 
ländischen Interessen dem Auslande gegenüber zu schützen 
und zu fordern. 

Die vorliegende kleine Schrift macht keine weiteren An- 
sprüche, als einige Punkte in nähere Betrachtung gezogen zu 
haben, welche zur Förderung dieses grossen Z>veckes von 
Nutzen sein können. 

Es erschien mir nöthig, bevor eine Uebersicht der bereits 
abgeschlossenen internationalen Verlagsvertrage gegeben wurde, 
eine kurze Darstellung der gegenwärtig in den deutschen Bun- 
desstaaten geltenden Gesetze zum Schutze des literarischen 
Eigenthums zu geben. Die ausgezeichneten Werke, welche wir 
hierüber bereits besitzen, machten eine weitere Ausführung un- 
nöthig. Dagegen existirt bis zu diesem Augenblicke noch keine 
einzige Sammlung der bis jetzt mit fremden Staaten abgeschlos«- 
senen Verlags- Verträge, obgleich eine solche ein wirklich fühl- 
bares Bedürfniss ist. Hoffen wir, dass ein solcher Codex nicht 
allzu voluminös werde I Es kann nur zur allgemeinen Rechts- 
verwirrung führen, wenn jeder einzelne deutsche Bundesstaat 
'Verlagsverträge mit dem Auslande abschliesst, welche mehr 
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oder weniger von einander abweicjien, und ein so buntschecki- 
ges Bild gewähren, wie die Landkarle unsers Vaterlandes. 

Sollen Verträge zu Stande kommen, welche wirklich das 
Interesse der Literatur wie des mit derselben innig verbunde- 
nen Buchhandels fördern, so ist vor allen Dingen eine Einig- 
keit nöthig. 

Die Bundesgesetze der Jahre 1832, 1837 und 1845 haben 
einen in den Grundzügen gleichmässigen Schutz innerhalb der 
deutschen Staaten herbeigefiihrt; möge dieser Schutz (und zwar 
nach denselben Grundsätzen^ welche diese Gesetze enthalten) 
auch bald dem Auslande gegenüber ein gleichmassiger sein. 

Berlin, am Neujahrstage 1855. 

Adolph finslin. 
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L Die deutschea Bandes-Gesetze znm ScliatKe des literarischen 

Eigentlmiiis. 

Wohl wenige Rechts -Materien sind der Gegenstand so 
vielfacher Discussionen und Untersuchungen gewesen, wie das 
literarische Eigenthum. 

Der Streit, ob der Nachdruck etwas Erlaubtes sei oder 
nicht entstand bald nach der Erfindung der Buchdruckerkunst 
und bis in die neueste Zeit haben sich Männer gefunden, welche 
den Nachdruck sowohl aus Gründen des Rechtes wie der all- 
gemeinen Nützlichkeit für zulässig erachtet haben. Das Rechts- 
bewusstsein des Volkes hatte bereits längst den Nachdruck als 
einen widerrechtlichen Eingriff in die Rechte des Autors er- 
kannt, als die Juristen noch immer bemüht waren, die Lehre 
vom schriftstellerischen Eigenthum aus den Satzungen des rö- 
mischen Rechtes zu deduziren. Dieser Streit^ welcher oft mit 
dem Aufwände des grössten Scharfsinns und der rafQnirtesten 
Spitzfindigkeit geführt wurde, ist in der That ein höchst uner- 
quicklicher und in späterer Zeit wird man kaum begreifen, wie 
ein aus dem natürlichen Rechtsbewusstsein entspringender Ge- 
genstand erst so spät zur wahren Geltung gelangen konnte* 

Ein Eigenthum im juristischen Sinne des Wortes wird dem 
Schriftsteller nicht zugesprochen werden können, weil ein solches 
nur an körperlichen Sachen überhaupt denkbar ist. Wohl aber 
hat er seinen Gedanken eine concreto Form jgegeben • welche 
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er geschaffen und welche er daher rechtlich als sein Eigen- 
Ihum beanspruchen kann. Dieses Recht des Urhebers gewinnt 
dadurch eine praktische Bedeutung, dass er die Gedanken in 
der von ihm gewählten Form durch den Druck vervielfältigen 
und der Allgemeinheit zuganglich machen kann. Durch diese 
Veröffentlichung seines Geisleswerkes entäussert sich aber der 
Schriftsteller nicht seines ganzen Eigenthumes ; der Käufer des 
Buches kann dasselbe nach Gutdünken benutzen, er kann die 
darin enthaltenen Gedanken sich und Andern zu eigen machen, 
er kann dieselben als Grundlage zu neuen Forschungen anwenden, 
aber er erwirbt nicht zu gleicher Zeit das Recht der Vervielfälti- 
gung. Diese steht in allen Fällen nur dem Urheber zu oder 
demjenigen, welchem er dieses Recht überträgt, dem Verleger. 

Durch die dem Urheber allein zustehende Vervielfältigung 
wird das Werk ein Gegenstand des Handels, und es wird in 
den meisten Fällen der Nachdruck in die Kategorie der Ver- 
mögens-Beeinträchtigung fallen. Allein unbedingt noth- 
wendig ist dies Moment nicht. 

Auch jede Vervielfältigung eines Manuscriptes, der ohne 
Bewilligung des Verfassers veranstaltete Druck von Reden, von 
Predigten, von nachgeschriebenen Lehrvorträgen ist als Nach- 
druck strafbar. Waren diese nach der Absicht des Autors 
niemals für die Veröffentlichung bestimmt, so wird ein Eingriff 
in die Vermögensrechte nicht stattfinden und dennoch wird die 
mechanische Vervielfältigung strafbar bleiben. Denn das Manu* 
script oder die Reden gehörten der Oeffentlichkeit entweder 
noch gar nicht an, oder doch nicht unbedingt und nur der 
Urheber kann darüber entscheiden, ob er eine solche unbedingte 
Oeffentlichkeit, wie der Druck sie herbeifährt^ für sein Werk oder 
für seine Reden wünschenswerlh erachtet. (Vergl. hierüber in 
Bezug auf die Preuss. Gesetzgebung: Hey.de mann» Sammlung 
der Gutachten des literar. Sachverständigen- Vereins S. 205 ff.) 
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Wahrend aber jedes andere Eigenthnm für ewige Zeilen 
dem Besitzer und dessen Erben verbleibt, bedingt die eigen* 
tbämÜGbe Natur des literarischen Eigenlhums eine kürzere Dauer 
des gesetzlichen Schutzes. 

Ein vollkommen selbständiges Werk ist Niemand zu schreiben 
im Stande, Der Schriftsteller ist aus seinem Volke und aus 
seiner Zeit hervorgegangen, und er ist nur im Stande auf der 
Basis der bereits herrschenden Ideen neue Forschungen anzu- 
stellen. Aus diesem Grunde vererbt sich das ausschliessliche 
Recht der Vervielfältigung eines Werkes nicht von Geschlecht 
zu Geschlecht, es geht auf die Gesammtheit des Volkes über, 
aus der es ursprünglich hervorgegangen ! So lange der Autor 
lebt wird ihm Niemand dies Recht der Vervielfältigung nehmen 
können, und es liegt in der Billigkeit begründet, dass die Erben 
des Schriftstellers auch nach dem Tode desselben für eine be- 
slimmte Zeitdauer einen Schutz geniessen. 

Die Gesetzgebung der neueren Zeit hat stets diese Ansicht 
festgehalten und dem Autor das ausschliessliche Recht der 
Vervielfältigung während der Dauer seines Lebens, den Erben 
aber auf eine bestimmte Reihe von Jahren garantirt. Nur in 
Hannover gilt noch das Verlagsrecht für ewige Zeit. Die 
Zerrissenheit des deutschen Vaterlandes hat sich auch hierbei 
in trauriger Weise geltend gemacht, und nur den angestreng- 
testen Bemühungen der Schriftsteller wie Buchhändler ist es 
gelungen in den dreissiger Jahren dieses Jahrhunderts einige 
allgemeine gleichmässige Bestimmungen zum Schutz des literari- 
schen Eigenthums für die gesammten deutschen Bundesstaaten 
herbeizuführen. 

Nur wenn Schriftsteller wie Verleger in den ihnen zu- 
stehenden Rechten geschützt werden, kann das Schriftenthum 
zur vollen Entfaltung und Blüthe gelangen und die geistige 
Bedeutung eines Volkes wird mit dieser stets im gleichen 
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Verhältniss stehen. In allen civilisirten Staaten wendet man, 
Gott sei Dank) nicht mehr die Wohlthätigkeit des Grispin an 
um die Verbreitung von nätzlichen Bächern auf Kosten des 
Urhebers zu befordern. 

In den Bundesgesetzen vom 6. September 1832 sowie vom 
9. November 1837 wurden zuerst gleichmässige Bestimmungen 
gegen den Nachdruck aufgestellt, es wurde in denselben den 
einzelnen Bundesstaaten die Verpflichtung auferlegt, die Rechte 
der Autoren und Verleger zu schützen und zugleich das Mini- 
mum* des Schutzes angegeben, den sie zu gewähren hätten. 
Durch den Bundes -Beschluss vom 19. Juni 1845 wurden die 
Bestimmungen des früheren Gesetzes genauer formulirt und in 
einzelnen Punkten erweitert. 

Das Bundes-Gesetz vom 9. November 1837 bestimmte im 
Wesentlichen : 

1) Literarische Erzeugnisse dürfen ohne Einwilligung des 
Urhebers oder desjenigen welchem er dies Recht überträgt 
nicht auf mechanischem Wege vervielfältigt werden. 

2) Dies Recht des Autors resp. des Verlegers geht (sobald 
solche genannt sind) auf die Erben oder Rechtsnachfolger 
für einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren über. Für 
die in den letzten 20 Jahren erschienenen Werke gilt 
diese Frist vom Tage des Bundesbeschlusses an. 

3) Zu Gunsten von bedeutenden und kostspieligen Werken 
kann das Minimum des Schutzes auch auf 20 Jahre aus- 
gedehnt werden. 

4) Die einzelnen Staaten haben zu bestimmen ob und wie 
lange der Debit der vorrälhigen, bisher erschienenen 
Nachdrücke zu gestatten sei. 

Der Bundesbeschluss vom 19. Juni 1845 erweiterte dies 
in folgender Weise: 
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1) Der Schutz gegen unbefugte Vervielfältigung wird für 
die Lebensdauer des Urhebers -und auf 30 Jahre nach 
dem Tode desselben gewährt. 

3) Werke anonymer Autoren geniessen solchen Schutz 
während dreissig Jahren, von dem Tage des Erscheinens an. 

3) Die Entschädigung soll in dem Verkaufspreise einer rich- 
terlich festzusetzenden Anzahl von Exemplaren des Ori- 
ginalwerkes bestehen, welche bis auf 1000 Exemplare 
ansteigen kann. Ausserdem sind auf den Antrag des 
Verletzten Geldbussen bis auf 1000 Gulden zu verhängen. 

4) Die erkennenden Richter haben, wo der Befund von 
Sachverständigen einzuholen ist, das Gutachten von Schrift- 
stellern und Buchhändlern, resp. von Kunst- und Musik- 
verständigen einzuholen. 

Dies sind die Grundsätze, welche gegenwärtig in den 
deutschen Bundesstaaten allgemeine Geltung haben und sich 
der vollen Billigung und Anerkennung der Betheiligteii erfreuen. 
Auf der einen Seite wird den Urhebern von Geistes-Erzeug- 
nissen ein hinreichender Schutz gewährt, auf der andern sind 
die Grenzen desselben nicht so eng gezogen ^ um der Ent- 
wickelung der Literatur und Cultur freien Spielraum zu lassen. 

Die Particular-Gesetzgebung der deutschen Staaten musste 
die obigen zwei Gesetze als Basis annehmen , es war ihr un- 
benommen neue erweiternde Bestimmungen zu treffen. So 
entstanden die in den einzelnen Deutschen Staaten jetzt gel- 
tenden Gesetze, von denen namentlich das Preussische vom 
11. Juni 1837 mehreren anderen Staaten als Vorbild gedient 
hat. In manchen Punkten weichen übrigens diese Gesetze von 
einander ab. So z. B. sind nach den Bestimmungen der Gesetze 
von Preussen, Oeslerreich, Baiern, Braunschweig und Weimar 
Anthologieen eigens erlaubt, während sich diese Bestimmung in 
dem Sächsischen Gesetze nicht findet. Letzteres ist übrigens, 
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was den Schutz von Ausländern anbetriiD, am weitesten gehend. 
Es heisst (Gesetz vom 22. Februar 1844): 

§. 12. Ein Ausländer wird rucksichtlich der Gewährung des 
Rechtsschutzes einem Sachs. Staatsangeh. dann gleich behandelt: 

a) wenn er das zu schützende Recht erwiesenermaassen 
unmittelbar oder mittelbar von einem hiesigen Staats- 
angehörigen erworben hat, 

b) wenn er mit einer hierländischen Buch- oder Kunst- 
handlung für gemeinschaftliche Rechnung eine Verviel- 
fältigung in einer hierländischen Druckerei veranstaltet, 
und die inländische Handlung sodann den Rechtsschutz 
zugleich für den Ausländer in Anspruch nimmt. 

Die Bundesgesetze enthalten keine Bestimmungen über die 
Schutzfrist derjenigen Werke, welche vor dem Erscheinen des 
Gesetzes vom Jahre 1837 erschienen sind. 

Zur Erläuterung des Preussischen Gesetzes erschien die 
Verordnung vom 5. Juli 1844, welche bestimmt: 

S. 1. Der Schutz des Gesetzes vom 11. Juni 1837 soll 
auch für diejenigen vor Publication desselben im Inlande er- 
schienenen Schriften etc. stattfinden, welche durch die damals 
gültigen Gesetze gegen Nachdruck geschätzt waren. 

§. 2. Dieser Schutz dauert, wenn der Autor auf einer 
solchen Schrift; etc. genannt und bei Publication des Gesetzes 
vom 11. Juni 1837 noch am Leben war, während seiner Le- 
bensdauer und noch 30 Jahre nach seinem Tode, in allen andern 
Fälleu 30 Jahre von Publication jenes Gesetzes. 

Es werden also nach dem Preussischen Gesetze erst im 
Jahre 1867 die Werke derjenigen Schriftsteller Gemeingut der 
Nation, welche vor dem Jahre 1837 gestorben sind. 

Was endlich das Recht des Autors an Uebersetzungen 
anbetrifft, worüber sich ebenfalls von einander abweichende 
Bestimmungen finden, so soll hiervon später die Rede sein. 
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II. Die Verträge mit Grossbritannieii. 

Bald nachdem der Schutz des literarischen Eigenthums in- 
nerhalb der deutschen Bundesslaaten aUgemein anerkannt war, 
erwarb sich Preussen das unbeslreilbare Verdienst, diesen 
Schutz nicht nur den Angehörigen seines Landes zu gewähren, 
sondern denselben auch auf die Schriftsteller . und Verleger 
eines anderen Staates auszudehnen. Erkennt man einmal das 
Recht des Urhebers an^ dass seine Geistes -Erzeugnisse nicht 
ohne seine Genehmigung mechanisch vervielfältigt werden kön- 
nen, und sieht man in diesem literarischen Eigenthums -Recht 
etwas Anderes, wie ein blosses Privilegium, so kann es keinen 
Unterschied machen, welcher Nation der Urheber angehört. 

Der Staat hat aus den Gründen der Politik und der Staats- 
Wirthschaft nur die Räcksicht zu nehmen, dass seine Staats- 
Angehörigen denselben S^chutz in dem fremden Lande geniessen 
welchen er den Angehörigen jenes Staates gewährleistet, und 
dass bei Abschluss eines Vertrages seine eigenen Interessen 
nicht zu Gunsten des andern Staates verletzt werden. 

So wie die deutsche Gesetzgebung stets den doppelten 
Zweck im Auge hatte ^ die Rechte des Urhebers zu schützeni 
ohne dass dadurch die Entwickelung der Literatur, des geisti- 
gen Lebens, und das Interesse der Gesammtheit zurückgesetzt 
würden, so ist bei einem Verlags -Vertrage mit dem Auslande 

Digitized by VjOUy It: 



14 

der doppelte Gesichtspunkt festzuhalten, einerseits die Rechte 
fremder und einheimischer Autoren allseitig zur^ Geltung zu 
bringen, andererseits die Entwickelung der vaterländischen Li- 
teratur und Industrie nicht zu beeinträchtigen. 

Dass der zwischen Preussen und England abgeschlossene 
Vertrag noch manche Bestimmungen enthält, aus denen Eng- 
land grösseren Vortheil zieht wie Preussen, kann nicht be- 
zweifelt werden, aber dankbar muss es anerkannt werden, dass 
Preussen einen Weg angebahnt hat, auf dem allein das Ziel 
erreicht werden kann, einen allgemein gesicherten literarischen 
Rechtszustand herbeizuführen. 

Dieser Vertrag, welcher unterm 13. Mai 1846 abgeschlossen 
wurde, enthält im Wesentlichen folgende Bestimmungen: 

S. 1. (wörtlich dem Vertrage entnommen.) Die Autoren 
von Büchern, dramatischen Werken oder musikalischen Kom«> 
Positionen, und die Erfinder, Zeichner oder Verfertiger von 
Stichen und Werken der Bildhauerkunst, so wie die Autoren, 
Erfinder, Zeichner oder Verfertiger von irgend einem andern 
Werke der Literatur und der schönen Künste, für welches die 
Gesetze Preussens und Grossbritanniens ihren eigenen Unter- 
thanen ein ausschliessliches Recht zur Vervielfältigung gegen- 
wärtig beilegen, oder in Zukunft ertheilen mögen, sollen in 
Betreff eines jeden solchen Werkes oder Gegenstandes, der in 
dem einen der beiden Staaten zuerst erschienen ist, in dem 
andern Staate das gleiche ausschliessliche Recht zur Verviel- 
fältigung gemessen, als dem Autor, Erfinder, Zeichner oder 
Verfeirtiger eines gleichartigen Werkes gesetzlich zustehen 
würde, wenn es in diesem andern Staate zuerst erschienen 
wäre, gegenseitig mit den gleichen gesetzlichen Rechtsmitteln 
und gleichem Schutze gegen Nachdruck und unbefugte Verviel- 
fältigung. 

Die gesetzlichen Vertreter oder Rechts -Nachfolger der 
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Autoren, Erfinder, Zeichner oder Yerfertiger sollen in allen 
diesen Beziehungen auf demselben Fusse behandelt werden, 
wie die Autoren, Erfinder, Zeichner oder Yerfertiger selbst. 

§. 2. Dieser Schulz soll nur dann stattfinden, wenn das 
in Preussen erschienene Buch in das Register der Stationers 
Hall in London, das in England erschienene in ein Verzeidi--* 
niss des Preussischen Cullus-Ministeriuins eingetragen ist. 

§. 3. Die Autoren von dramatischen und musikalischen 
Werken sollen gegen Darstellungen, die wider ihren Willen 
veranslallet werden, einen gleichen Schulz geniessen. 

$. 4. Die Gebühren für die in Preussen erschienenen 
Werke, sollen bei ihrer Einfuhr nach England betragen: 

a. Werke, welche ursprunglich in England herausgegeben und 
in Preussen wieder erschienen sind 2 L. St. 10 sh. pro Clr. 

b. für andere Werke 15 sh. pro Ctr. 
$. 5. Die in Preussen erschienenen, zur Ausfuhr nach 

England bestimmten Bücher, sollen abgestempelt werden. 

§. 6. Den Staaten des Zollvereins soll es freistehen dem 
Vertrage beizutreten. 

§. 7. Die Dauer des Vertrages wird auf 5 Jahre festge- 
setzt, und 1 Jahr nach erfolgter Kündigung. 

Diesem Vertrage traten bei: 

Sachsen unterm 27. August 1846. . 
Hannover unterm 7. October 1847. 
Braunschweig unterm 1. April 1847. 

Die öffentliche Meinung sprach sich bald zu Gunsten dieses 
Verlrages aus. Die Unsittlichkeit des Nachdruckes, selbst wenn 
er an Werken ausländischer Autoren begangen war, bedurfte 
keines neuen Beweises und bereits, waren einzelne Buchhänd- 
ler, wie Bernhard Tauchnitz in Leipzig, von dem natürlichen 
Rechtsgefuhl geleitet, schon vor dem Abschlüsse des Vertrages 
mit englischen Schrifistellern in Verbindung getreten, und hatten 
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sich das Verlagsrecht für Deutschland besHminter Ausgaben auf 
legilime Weise verschaüt. 

Der Yorthei], der für englische Verleger und Schriftsteller 
aus dem Vertrage entspringen inusste', war schon aus dem« 
Grunde ein grösserer, weil englische Werke sich in Deutschland 
einer weit grösseren Verbreitung erfreuten, als deutsche Bücher 
in England, und dass demnach der deutsche Verleger viel öfter 
aus dem Nachdruck englischer Werke einen Vortheil ziehen 
konnte, als umgekehrt. In Deutschland musste ein Recht oder 
Unrecht aufgegeben werden, welches einen nicht unerheblichen 
Vortheil gewährte; während man in England auf ein Recht 
Verzicht leistete, was factisch eigentlich nicht ausgeübt wurde. 
Dieser Umstand liess sich aber beim besten Willen nicht än- 
dern, und man suchte deshalb von der Regierung Ihrer Briti- 
schen Majestät Zugeständnisse zu erreichen, welche für diese 
Verzicbtleistung Preussischer Verleger ein Aequivalent boten. 
Ein solches liegt namentlich in der Ermässigung des Einfuhr* 
Zolles. 

Während derselbe bisher 2 L. St. für den Centner betragen 
hatte, wurde er für die aus Preussen eingehenden Bücher auf 
15 sh. festgesetzt. 

Freilich erhebt der Zollverein nur eine Eingangssteuer von 
15 Sgr., also nur den zehnten Theil des englischen Zolles; 
allein es ist hierbei zu berücksichtigen, dass die Papiersteuer 
in England 15 sh. pro Centner beträgt, und dass eine wei- 
tere Ermässigung des Zolls zum grossen Schaden der englischen 
Papierfabrikanten und Drucker gereicht hätte. Man darf bei 
einem Vertrage mit einem andern Staate keine Unbilligkeiten 
verlangen, und muss auch den eigenlhümlichen Verhältnissen 
des fremden Staates Berücksichtigung schenken. 

Wird in England die Papiersteuer herabgesetzt, oder gänz- 
lich aufgehoben, dann kann Preussen und die übrigen Staaten, 
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welche den Vertrag unterzeichnet haben, mit vollem Rechte 
darauf dringen , dass die Eingangssteuer in England auch nur 
15 Sgr. betragen dürfe. 

Die oben erwähnte Ermässigung des Zolls hat dem deut- 
schen Buchhandel bereits Yortheile gebracht, die nicht gering 
anzuschlagen sind. Der Absatz deutscher Werke nach England 
ist freilich nicht merklich gestiegen, denn auf das einzelne 
Buch vertheilt, übt die Zoll- Ermässigung eben keinen be- 
sonderen Einfluss auf den Verkaufspreis. Ohnehin ist der Be- 
darf deutscher Literatur in England nie sehr gross gewesen, 
und der Gelehrte, welcher zu seinem Studium ein Buch bedarf^ 
würde sich dasselbe doch anschaflPen, selbst wenn es ihm einige 
Silbergroschen mehr als jetzt kostete. Dagegen ist die Zoll- 
Ermässigung wohl von Bedeutung bei Werken, die in grösserer 
Anzahl von Exemplaren nach England eingeführt werden, nament- 
lich bei Ausgaben alt-klassischer Schriftsteller, so wie bei Wörter« 
Büchern. 

Bei der grossen Vorliebe für philologische Studien, die in 
England herrscht^ und bei der sorgsamen Pflege, die man den 
alten Sprachen auf den höheren Schulen angedeihen lässt, ist 
der Verbrauch an Text- und commentirten Ausgaben ein sehr 
bedeutender, und da die Herstellungskosten derselben in Deutsch- 
land weniger betragen als in England, so ist es natürlich, dass 
dieser Zweig der Literatur importirt wird, und dass der eng- 
lische Buchhändler vorzugsweise diejenigen Ausgaben verbreitet, 
für welche er nur den ermässigten Eingangszoll zu entrich- 
ten braucht. 

Die Einfuhr nach England von Werken der oben ange- 
führten Gebiete, ist nach Abschluss des Vertrages in fortwäh- 
rendem Steigen geblieben. Verleger wie Tauchnitz und Teubner 
in Leipzig, Westermann in Braunschweig, Weidmännische Buch- 
handlung in Berlin, in deren Verlag vorzugsweise ^I^J^öp^*^ 
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logische und lexicalische Werke erschienen sind, werden die 
Richtigkeit dieser Angaben in erfreulicher Weise bemerkt 
haben. 

Sehr anzuerkennen ist es, dass dem Vertrag in keiner 
Weise eine rückwirkende Kraft beigelegt ist, und dass dem 
Vertrieb der bisher in Deutschland erschienenen Nachdrücke 
in kdner Weise hemmend entgegengetreten wird. In den Ver- 
trägen, welche einzelne deutsche Staaten mit Frankreich abge- 
schlossen haben, ist eine solche Rücksicht auf deutsches Eigene 
tbum nicht genommen, und den Angehörigen dieser Staaten 
wird ein Verlust zugefügt, den die preussische Regierung ab- 
zuwenden gewusst hat, 

Dass aber das ausschliessliche Recht der Uebersetzung dem 
englischen Schriftsteller nach dem Preussischen Gesetze zusteht 
(und dass dies der Fall sei, wird später nachgewiesen), ist so 
sehr gegen das Interesse der deutschen Literatur gerichtet, dass 
eine baldige Abhülfe dieses Uebelstandes dringend gewünscht- 
werden muss. 

In denjenigen Staaten, welche Verlags -Verträge mit ein- 
ander abgeschlossen haben, wird sich häufig der Fall ereignen, 
dass der Autor nicht nur dem Verleger seines Landes ein Ter- 
vieUaltigungsrecht überträgt, sondern dass er auch einen Buch- 
händler des andern Staates autorisirt, eine zweite, nur für je- 
nen Staat berechnete Ausgabe zu veranstalten. 

Wir erwähnen dies hier, weil dieser Umstand zuerst in 
Folge des Vertrages mit England hervorgetreten ist und Con- 
troversen hervorgerufen hat, welche noch keine endgültige 
Lösung, d. h. eine richterliche Entscheidung gefunden haben. 

Nehmen wir an, der in England lebende Autor A. habe 
dem englischen Buchhändler B. das Verlagsrecht seines Buches 
übertragen, dagegen dem Verleger C. in Preussen, Sachsen, 
Hannover oder Braunschweig das Verlagsrecht einer nur für 
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Deutschland bestimmten Ausgabe. Der Autor darf dies na- 
türlich nur mit Zustimmung von B. thun, da er diesem keilt 
ausschliessliches Vervielfiiltigungsrecht übertragt^ und im andern 
Falle eine strafbare Beeinträchtigung'desselben durch Abschlus^ 
eines zweiten Contractes herbeiführle. 

C. hat in jedem Falle nur ein örtlich beschränktes Ver- 
lagsrecht erworben, B. dagegen hat keine Verpflichtung über- 
nommen, den Verkauf seiner Ausgaben nur auf gewisse Staaten 
zu beschränken, wenngleich ihm kein ausschliessliches Verviel- 
fllügungsrecht ztisleht. 

Darf nun das englische Original ungehindert in Deutsch- 
Ismd verkauft werden, oder ist dasselbe nach dem Preussischen 
resp. Sächsischen Gesetze und dem mit England abgeschlosse- 
nen Vertrage wie ein Nachdruck zu behandeln? 

Wir möchten den letzten Theil der Frage yerneinen. 
Denn dass das Original schlechterdings nicht in die Kategorie 
des Nachdruckes gebracht werden kann, leuchtet ein, weil der 
englische Verleger (und dies ist das entscheidende Moment) 
ebensowohl wie C. sein Verlagsrecht von dem Urheber des 
Werkes ableitet. 

Dass aber der Autor für seine bei B. erschienene Aus- 
gabe auch den gesetzlichen Schutz gegen Vervielfältigung in 
Preussen und Sachsen beanspruchen kann, geht deutlich aus 
dem ersten Artikel des englischen Vertrages hervor. Hat B. 
seine Ausgabe zuerst in das Verzeichniss eintragen lassen, 
so besitzt er das ausschliessliche Vervielfältigungsrecht. 

Leistet er hierauf Verzicht und gestattet dem Autor einen 
zweiten Vertrag mit einem deutschen Verleger abzuschliessen, 
so ist dies ein Uebereinkommen , welches nur fär die dabei 
Betheiligten bindende Kraft hat, die Rechtmässigkeit der eng- 
lischen Ausgabe wird dadurch nicht im geringsten afBcirt, und 
es bleibt dem deutschen Buchhändler unbenommen, jede Aus- 
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gäbe zu verbreiten, welche ihr Ursprungs -Recht von dem 
Autor ableitet. 

Das Geltendmachen des Plus oder Minus des Rechtes der 
verschiedenen Verleger mag diesen bei den zuständigen Ge- 
richten überlassen bleiben; das Gesetz wird die Verbreitung 
aller gleichberechtigten Ausgaben nicht hindern können. 

Die Musikalienhändler haben zwar schon längst, ohne die 
Hülfe eines Gesetzes in Anspruch zu nehmen, das „getheilte 
Verlagsrecht" eingeführt. Die hervorragenderen Musikwerke 
erscheinen zu gleicher Zeit in verschiedenen Ausgaben in 
Deutschland, Paris und London, und jede dieser Ausgaben wird 
nur innerhalb des Staates vertrieben, in dem sie erschienen ist« 

Dies ist ein Privat-Üebereinkommen der grösseren Musik- 
händler; das Gesetz würde den Vertrieb einer in Paris gedruck- 
ten Ausgabe nicht hindern, wenn auch in Deutschland eine 
Ausgabe erschienen ist, sobald nur für die französische Edi- 
tion das ürsprungsrecht von dem Autor nachgewiesen werden 
kann. 
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\ DI. Die Tertrlge Frankreichs mit dentscben Staaten. 

In neuester Zeit ist namentlich Frankreich bemäht gewe-* 
j sen, Verträge mit andern Staaten zum gegenseitigen Schutze 

des literarischen Elgenthums abzuschliessen. Der Eifer, ja die 
Hast, welche es hierbei an den Tag legte, zeigt deutlich, dass 
das Interesse der französischen Literatur wesentlich dabei be* 
theiligt sei, und dass Frankreich grösseren Nutzen aus diesen 
Verträgen zu ziehen glaubt, wie die mit ihm contrahirenden 
Staaten. Und es hat vollkommen Recht darin; die französische 
Literatur ist nun einmal die Welt-Literatur und wird es voraus- 
sichtlich lange bleiben. 

Duss Frankreich die Interessen der Nation aus allen 

' Kräften zu fördern sucht, wird ihm Niemand verdenken, aber 

^ ebeti so nöthig ist es, dass andere Staaten, welche mit ihm 

} Verträge abschliessen, das Wohl und die speciellen Verhältnisse 

ihrer Staatsangehörigen beräcksichtigen. 

Wir Deutschen sind nun einmal geneigt, ein ideales Recht 
verwirklichen zu wollen, und zur Erreichung desselben oft un- 
, sere materiellen Interessen zu opfern. 

Dies zeigen deutlich die bis jetzt von deutschen Staaten 

mit Frankreich abgeschlossenen Verträge. Der erste derselben 

-» ist der Hannoverische vom 20. October 1851, welcher, was 
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den Schutz des literarischen Eigenthums anbetrifft, auf voll* 
ständiger Reciprocitäi beruht. 

Dass diese aber^ so schön wie sie auch in der Theorie 
klingen mag, doch nur zum Vorlheile Frankreichs gereicht, 
mögen die nachfolgenden Betrachtungen zeigen. So ist, um 
vorläufig eins anzuführen, das unterm 17. Mai 1853 publicirte 
Decrel: 

A dater du 1. Septembre prochain, la vente des reim- 

pressions ou reproductions d'ouvrages dont la propriele est 

etablie dans le royaume de Hanovre ne ppurr^ plqs avoir 

lieu dans toute Tetendue du territoire frauQais. 

ohne practischen Erfolg, denn es ist sehr zu bezweifeln, ob 

überhaupt jemals nur ein in Hannover erschienenes Buch in 

Frankreich nachgedruckt sei. 

Unterm 28. März 1852 wurde in Paris ein kaiserliches 
Decret erlassen, nach welchem der Nachdruck unbedingt ver- 
boten wurde, und alle im Auslande erscheinenden Werke den«» 
selben Schutz geniessen sollten, wie die in Frankreich publi«- 
cirten. 

In den Gesetzgebungen der meisten deutschen Staaten 
war bereits die Reciprocitäts -Klausel enthalten und es wurde 
von mancher Seite geltend gemacht, dass es nun keines Ver- 
trages mit Frankreich bedürfe, da nach dem Inhalte des kai- 
serlichen Decrets die Reciprocität vollständig garantirt sei. 
Diese Folgerung ist aber nicht stichhaltig. Der Rechts^ohutz 
der französischen Werke wird davon abhängig gemacht, dass 
die Bedingungen des Gesetzes vom 19. Juli 1793 erfüllt wür- 
den, nach denen es nöthig ist, dass zwei Exemplare des betreffen-' 
den Werkes gegen eine zu ertheilende Bescheinigung deponirt 
werden müssen. Eine solche Formalität ist nach den Gesetzen 
der deutschen Bundesstaaten nicht erforderlich. 
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Nach Erlassung des oben angeführten Decrets schloss 
Frankreich Verträge mit folgenden deutschen Staaten ab: 

1. Mit dem Grossherzoglhum Hessen - Darmstadt unterm 
10. November 1852. 

2. Mit der Landgrafschail Hessen-Homburg unterm 20. Octo* 
ber 1852. 

3. Mit dem Herzogthum Braunschweig unterm 22. Octor 
ber 1852. 

4. Mit dem Herzogthum Nassau unterm 2. März 1853. 

5. Mit dem Fürstenthum Reuss (ältere Linie) unterm 
^^1853. 

6. Mit dem Fürstenthum Reuss (jüngere Linie ) unterm 
'^ Juni 1853. 

7» Mit dem Grossherzogthum Sachsen - Weimar unterm 



1863. 



27. Juni 
3. Juli 

8. Mit dem Grossherzogthum Oldenburg unterm 30. No- 
vember 1853. ^ 

9. Mit dem Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen un- 
term 24 Februar 1854. 

Diese Verträge sind auf verschiedene Zeitdauer abge- 
schlossen^ mit Hannover bis zum 1. November 1856 und ein 
Jahr nach erfolgter Kündigung, mit Oldenburg desgleichen, mit 
Hessen-^Homburg, Reuss, Nassau, Hessen-Darmstadt auf sechs 
Jahr, mit Weimar und Schwarzburg auf 10 Jahr, mit Braun- 
schweig so lange als das Decret vom 28. März 1852. in Kraft 
bldbt. 

Dass diese Separat^Verträge nur dazu dienen können, von 
Neuem eine Rechts -Verwirrung in Deutschland zu erzeugen, 
liegt auf der Hand; nur ein Vertrag, welchen der deutsche Bund 
mit Frankreich abschlösse, würde eine für den Buchhandel wie 
für die Literatur gleich nothwendige Einheit herbeifuhren. Aber 
ein solcher Vertrag mflsste die deutschen loteressea weit meto 
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berücksichtigen, als es in den oben angefahrten Vertragen ge- 
schehen ist. 

Wenn, wie wir vorhin erwähnten, bei dem mit England 
abgeschlossenen Vertrage die grösseren Vortheile dem engli- 
schen Schriftsteller und Verleger zufielen, so ist dies noch in 
ausgedehnterem Maasse bei Frankreich der Fall. Die französische 
Sprache erfreut sich von allen Sprachen der Welt der weitesten 
Verbreitung, die Werke französischer Schriftsteller, Dichter und 
Componisten eilen dem Fluge gleich von Stadt zu Stadt,. von 
Land zu Land, von einem Welttheil zum andern, während oft 
ein deutsches Werk von demselben, ja von noch höherem 
Werthe, kaum im eigenen Vaferlande die verdiente Beachtung 
. findet. 

So wie unsere Frauen die StoflPe ihrer Kleider am liebsten 
aus Frankreich beziehen, so wie die stets veränderliche Mode 
ihre Residenz in Paris aufgeschlagen hat, so ist französisches 
Schrifienthum tonangebend in der ganzen civilisirten Welt. 

Die „grosse Nation^' hat nun einmal die glatte, gefallige 
Sprache voraus, sie weiss dieselbe mit einer Grazie und Ele- 
ganz zu behandeln, welche andere Völker nicht in gleichem 
Grade zu erreichen vermögen. 

Die genaue Kenntniss der französischen Sprache ist fiär 
jeden Gebildeten eine Noth wendigkeit; die Bekanntschaft mit 
der französischen Literatur wächst in Deutschland von Jahr 
zu Jahr. 

Wir wollen hierüber nicht klagen, wir wollen nur die 
Sache in's Auge fassen, wie sie sich wirklich verhält, damit 
wir uns zu den schon vorhandenen Nachtheilen nicht noch 
neue scbafien. Keine Regierung, kein Gesetz der Welt könnte 
der deutschen Literatur eine grössere Beachtung, eine weitere 
Verbreitung verschaflen, allein wir wollen den ausländischen 
Autoren und Verlegcfm, welche schon ohnehin erbebliche Vor- 
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iheile vor den vaterlandiscben voraus haben, nicht noch wei- 
tere Begäastigangen auf unsere Kosten zugestehen. 

Bei der grossen Verbreitung der französischen Sprache 
war es ganz natürlich, dass ein grosser Theil der beliebtesten 
Werke in Deutschland nachgedruckt wurde, und dass viele 
Buchdrucker uhd Yerieger mit diesen von ihnm veranstalteten 
Ausgaben ein gutes Geschäft machten. Es gehörte dies durch«^ 
aus zu den erlaubten Handlungen und die Yorrathe, welche sie 
noch in Händen haben, sind ein Eigenthum, deren Yerwerthung 
der Staat, unter dessen Augen sie entstanden, nicht f&gUeh 
verhindern kann. Dies ist aber in den meisten der Staaten 
der Fall, welche bis jetzt einen Vertrag mit Frankreich abge- 
schlossen haben; von einem bestimmten Zeitpunkte an wird der 
Verkauf der noch vorhandenen Nachdrücke französischer Werke 
nicht mehr gestattet. 

in Frankreich wurden bisher verhältnissmSssig nur wenig 
deutsche Bücher gelesen, noch weniger übersetzt, und am aller* 
wenigsten nachgedruckt. 

Durch die Verträge verliert deshalb der französische Buch- 
handel fast Nichts; die Vortheile, welche er aber für die Zu-* 
kunft^ zu erwarten hat, sind der Art, dass die französische 
Regierung sich leicht bewegen lassen wird, Zugeständnisse zu 
machen, die dem Interesse der deutschen Literatur entsprechen. 

Wir besitzen ferner in Deutschland eine grosse Anzahl 
von Anthologien von französischen Schriftstellern, die sowohl 
für das Privatstudium, wie für den Unterricht in der Schule 
geeignet sind. Diese Anthologien und Lesebücher sind sehr 
geeignete Hülfismittel, und das preussische Gesetz bestimmt aus«- 
dräddich, dass dergleichen Sammelwerke nicht zur Kategorie 
des Nachdrucks gehören. 

Das französische Gesetz enthält andere, sehr scharfe Bestim- 
mungen hierüber, und wenn wir in einem Vertrage mit Frankreich 
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die CWg^seUJgkeit pure ttnaalunenf $o Ul es uns nicht mehr 
gestattet, die bis jetjst bei uns beliebten Lesebucher und Aniho- 
Magien ferner su gebrauchen. 

Es ist dies eiu Punkt, welcher die sorgsamste Beachtung 
verdieflW 

Nach unserem Ermessen dürfte ferner ein Verlags^Vertrag 
jiiii Frankreich in keiner Weise rückwirkende Kraft haben; die 
jetzt vorhandenen YcHrathe französischer Werke müssten nicht 
ttttr ungehiadert auch ferner verkauft werden dürfen , sondern 
wir geben noch einen Schritt weiter: es musste den Verle«- 
gern auch gestattet sein, von den betreflPenden Werken ihres 
Verlages auch neue Auflagen m veranstalten. Der SchutK für 
iransösischQ Werke müsste demnach nur für di^enigen gelten, 
welche naeh dem Abs<^uss des Vertrages erscheinen. 

Viele der bis jetzt in Deutschland nachgedruckten Werke 
aind stereotypirt; wir haben eine grosse Menge von Ausgaben 
französischer Schriftsteller mit deutschen Anmerkungen, deren 
Verlagsrecht für den Verleger oft von nicht unbedeutendem 
Werthe ist. Der Verlags*Cal«log der Kenger'schen Buchhand- 
lung in Leipzig allein weist eine grosse Anzahl derselben nach« 

Das Capital, welches hierin angelegt ist, und welches 
oft reichliche Zinsen getragen hat, darf den betreffenden Ver** 
lagern nicht wieder entzogen werden. 

Wollte man dagegen geltend machen, dass der Bundes- 
Beschluss des Jahres 1937 eine solche Rücksicht auf die bis 
zu diesem Zeitpunkt in Deutschland erschienenen Nachdrücke 
nicht genommen habOi so erwiedem wir, dass dies mit vollem 
Rechte nif^t geschehen. Die deutsche Literatur und der 
deutsche Buchhandel haben nur ein gemeinsames Interesse, 
welches nur dadurch gefördert werden kouute, dass einem 
Werke derselbe Schula in allen deutschen Bundesstaaten ge-* 
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währt wurde. Zum Schutze unserer Literatur war es nölhig 
den ferneren Vertrieb der Nachdräckn zu verhindern — dem 
Auslande gegenüber kennen wir diese Rucksicht nicht. 

Es ist endlich bei den Verträgen mit Frankreich ein 
Punkt zu berücksichtigen, den wir bei dem Preussisch- Engli- 
schen Vertrage bereits erwähnt haben, nämlich die Ungleich- 
heit der Zölle. Während der Zollverein für den Centner ein- 
gehender Druckschriften nur einen halben Thaler erhebt, be- 
trägt der französische Zoll 5 — 75 Francs. Es richtet sich dies 
nach der Verschiedi^nh^it d^r Sprache, Siud ^ Werke in deut- 
scher Sprache geschrieben, so beträgt der Zoll 5 fr., in todten 
Sprachen 50 fr., in französischer Spradie 25 fr., und endlich 
nach französiscben Ausgaben abgedruckt 75 fr. 

Es ist nötbig, dass bei Abschhiss eines Verlaga^VertragM 
auf eine Herabsetzung dies^ Zölle bestanden wird, damtt dto 
deutschen Schriftwerken kein h^rer Zoll auferl«gt werd», 
nU wir von fremden Nationen beanspruchen. 

Die Rücksicht, welche bei dem eng^ehen Verträge gtUcad 
gemacht wurde, kann keine Anwendung auf Frankreich flnden^ 
da dort keine Papiersteuer wie in Englind beatehl. 

Die oben angefiihrten Bedenken, welche von derMehrzaU 
der deutschen Buchhändler getbeiU werden durften, xeigtm i«r 
GenQge, dass es nicht zweckmässig sein durfte, einen ioler-' 
nationalen Verlags* Vertrag mit Frankreich in dem Sinne dar 
bis jetzt abgeschlossenen Vertragii herbeiauführen, da diese 
weder dem Interesse der Literatur noob der Wird« dos dtot«r 
fich^a Volkes eiitsprechen ! 
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IT. Das Recht der üebenetiting. 

Es ist in dem ersten Gapitel bereits gesagt worden, dass 
das literarische Eigenthum nicbt als ein Eigenthum im juristi- 
schen Sinne des Wertes bezeichnet werden kann« Der Ver- 
&sser eines Buches 'ist der Erschaffer der darin enthaltenen 
neuen Gedanken , er ist der Erschaffer der Form, welche er 
den Gedanken, seien sie seine eigenen oder der von Andern 
estiefanten, giebt. Diese Formbildung ist dasjenige, was er 
unbedingt sein eigen nennen kann. 

Wir müssen auf diese Erklärung zurückkommen, um zur 
Beantwortung der Frage zu gelangen: ob einem Autor auch 
das ausschliessliche Recht zustehe, Uebersetzungen seiner Werke 
zu veröffentlichen, und ob ihm etwa das noch weiter gehende 
Recht zustehe, die Uebersetzungen von Andern anfertigen zu 
lassen, denen dann der gleiche Schutz zu Theil wurde, wie 
dem ursprüiiglichen Originale. 

Nach unserem Ermessen durfte diese Frage zu verneinen 
sein, denn der ausschliessliche Besitz des Autors, den die Ge- 
setze schützen, besteht nicht in seinen Geisteserzeugnissen 
als Abstraction, sondern in der concreten Form, die er ihnen 
gegeben. 

Man könnte vielleicht die Ansicht geltend machen, da^s 
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nur der Autor daräber zu enisoheidett ha^e, ob eine lieber-^' 
Setzung seines Werkes, und in welcher Sprache herausgegeben 
werden solle; es könne ihm in gewissen Fällen wänschens- 
werth sein, dass die von ihm ausgehenden Gedanken nur an 
die einer bestimmten Sprache Kundigen gelangen sollen, und 
dass das freie Recht der Uebersetzung ihn in seinem Willen 
beschränke. Indess ist diese Ansicht eine engherzige^ und es 
würden dem Autor grössere Befugnisse beigelegt, als sie ihm 
der Nalur des liierarischen Eigenthiims nach zukommen. 

Durch die Veröffentlichung seiner Gedanken begiebt er 
sich des Rechts solche nur Einzelnen zugänglich zu machen, 
sie gehören der Allgemeinheit an, welche sie in sich aufneh- 
men, sie verbreiten und fortfuhren, und in anderer Form durch 
das Medium der Sprache auch anderen Nationen als geistiges 
Eigenthum zufuhren kann. 

Die Gesetze der verschiedenen Staaten sind stets nur dahin 
gerichtet gewesen, dass das Autor -Recht nicht durch eine 
mechanische Vervielfältigung der gegen Nachdruck zu scbüta^n- 
den Werke verletzt werde. 

Unmöglich kann die Herausgabe einer Uebersetzung tu 
den mechanischen Vervielfältigungen gerechnet werden; denn 
um eine solche zu liefern, ist eine eigene geistige IMtif" 
keit erforderlich und der Uebersetzer muss eine lieue Form 
schaffen, in welche er die Gedanken des Original-Werks eiit- 
kleidet. 

Es ist nicht zu leugnen, dass oft Uebersetzuligen in eimat 
so leichtfertigen und liederlichen Weise angeferigt werden, 
dass eine eigene geistige Thäligkeit dem Herausgeber kaum 
zugesprochen werden kann. Allein ist dies nicht bei selbst- 
ständig auftretenden Werken oft in gleichem Maasse der Fall? 
Leben nicht einzelne Schriftsteller auch von der literarischen 
Freibeuterei, andere Werke zu excerpiren, in schonungsloser 
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WeMa za benutzen, tni dto inöhMiimn Pörsobungen Andere 
in tnv^er W^iw M trerw^nben? Und doch ist das Gesetz 
nieht immer im Sian&e dieser Piraterie entgegen zd träten, 
elen so wenig wie den Autor und das Publikum vor einer 
seMeciilen Uebersetzong ztf bewahren. 

Stände das Monopol der Uebersetzung ailgemein dem 
Autor oder deasen Verleger zu, so würde der Literatur ein 
nicht «nerbeblich^r Naicbtheil daraus erwachsen. Am deutlich-^ 
sten trilt uns Aes bei Werken der dichterischen Phantasie ent- 
gegen« B^i den Uebersetzungen, welehe von den Dramen 
Sbatepeare's tu verschiedenen Zeiten gemacht wurden, lässt 
sich der Portsohrilt ve^Mgen, welcher sidi sowohl auf die 
treuere Wiedergub» der CManken, als auf die Vollendung der 
Form erstreekt. in den ersten Versuchen, diese Meisterwerke 
des Genius der deutschen Nation zugänglich zu macheu, wird 
mM kam ^selben Werke wiedererkennen, durch deren 
Uebers^lzu^ sich Schlegel tind Tieck ein unvergängliches 
Deidimal gesetzt haben. Aber nichl bhlNSS bei dichteriseliett 
Werken kömmt das Recht der Ueberselzung der Allgemein«- 
heit m gut; auch bei allen Geisteserzeugnissen , welche eine 
hervorragende Stelle einnebmen, wird sich ein ähnliches Ver- 
bUMiiS herausstellen. Ein Werk, wetehes meh-ere lieber«^ 
Setzungen in dersettwn Sprache hertorrüft, bekundet nicht nur 
seinen Wertb fiir die Naßon, für did es ursprunglich geschrie- 
ben, sondern es ist ein literarisches Bedürfniss für die andere 
Itatten geworden« 

Bin Beispid ms der neuesten Zeit möge dies bekunden. 
Dn» berühmte englische GesohieMswerk von Macaulay war be- 
reits in mehreren deutschen Uebersetzungen erschienen, als 
Georg Beseter mtt einer neuen hervortrat, welche nach dem 
allgemeinen Urtheile, als die vorzfigliehere anerkannt wird, 
und die nicht wenig dazu beigetragen hat, dies treffliche 
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Werk zum g^stig^n Eig^nlhuih <fes deutschen Volkes zu 
machen. 

Hätte Macaulay, welcher der deutschen Sprache nur im 
geringen Grade kündig ist, im ausschtiessKehe Recht der 
UebersetKimg besessen, so würde es mindestens sehr Zweifel- 
fa»ft sein, ob er, oder sein Verleger Yon Torn berein die geeignete 
Persönlichkeit gefunden hätte, deren Uebersetzimg der Bese- 
ler'scben gleich zu stellen wäre. 

Berücksichtigen wir ferner, dass durch die Herausgabe 
mehrerer Uebersetzungen viele Hände in Beiwegung gesetzt 
werden, dass Dmeker, PafHerhändler, Buchbinder u. s. w. thä- 
tig waren^ und ^ss durch die gesteigerte Coitcorvenz und 
dür^^h die angestrengte Thätigkeit mehrerer Verleger der Ab- 
sato der Sortimenter unzweifelhaft ein grösserer war, so müssen 
wir zugeben, dass durch das Allen freistekende Recht der 
Uebersetzung nicht nur die Literatur, sondern auch des ma- 
tevMle Interesse gewonnen haben. 

In im Gesetegebungen der meisten Stauen wttd das ans* 
schliesslicfae Recht der Uebersetzung dem AiHor nicht zuge^ 
sprechen. 

Der Besehluss des deütsehen Bundes vom 9. Nc^ember 
1837 erklärt eine jede Uebersetzung olme Unterschied für 
rechtlich zulässig. In diesem Beschlüsse wird aber mir das 
Minimum des Schutzes gegen Nachdruck und unbefugte Ver«- 
vielfaltigung festgesetzt, welchen die einzelnen Bundesstaaten 
zu gewähren hätten. Es blieb den einzelnen Regierungen 
durchaus freie Hand, noch gfinstigere Bestimmungen zum Schutze 
des schrifistelterischen Eigenihams zu treffen, ats der Bundee-» 
Beschhiss aufstellte. Von diesem Rechte macht znerst Preuesen 
in dem Gesetze vom 11. Juni 1837 Gebrauch. Es faeisst darin 
im §. 4.: 
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„AttSflahmsweise siad jedoch Uebersetzangen in folgen- 
den Fällen dem Nachdruck gleich zu achten/^ 

a. 9, Wenn von einem Werke, welches der Verfa^er in einer 
todten Sprache bekannt gemacht hat, ohne seine Geneh- 
migung eine deutsche Uebersetzung herausgegeben wird. 

b. Wenn der Verfasser eines Buches solches gleichzeitig in 
verschiedenen lebenden Sprachen hat erscheinen lassen, 
und ohne seine Genehmigung eine neue Uebersetzung des 
Werks in einer der Sprachen veranstaltet wird, in welcher 
es ursprünglich erschienen ist. Hat der Verfasser auf 
dem Titelblatte der ersten Ausgabe bekannt gemacht, dass 
er eine Uebersetzung, und in welcher Sprache, herausge- 
ben wolle, so soll diese Uebersetzung, wenn sie innerbadb 
zweier Jahre nach dem Erscheinen des Originals erfolgt, 
als mit dem Original gleichzeitig erschienen behandelt 
werden. 

Dieses preussische Gesetz, welches übrigens erst nach 
dem Bundesbeschluss vom 9. November 1837 publicirt ist, war 
auch hierin far mehrere Staaten massgebend, namentlich haben 
Sachsen-Weimar in dem Gesetze vom 15. Januar 1839 und 
Braunschweig in dem Gesetz vom 10. Februar 1842 die obigen 
Bestimmungen in Bezug auf Uebersetzungen aufgenommen. 

Auch im Oesterreichisehen Gesetz vom 19. October 1846 
wird ein ahnlicher Schutz ausgesprochen. Es heisst nimlich 
im §. 6.: 

„Als Nachdruck ist nicht anzusehen und somit gestattet: 
Die Uebersetzung eines erschienenen literarischen Werkes und 
zwar ohne Unterschied der Sprache, jedoch den Fall ausge- 
nommen, wenn der Berechtigte §. 1. sich die Befogniss zur 
Veranstaltung einer Uebersetzung im Allgemeinen oder in einer 
bestimmten Sprache auf dem Titelblatte oder in der Vorrede 
des Original Werkes ausdrücklich vorbehalten hat, wo sodann 
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jede innerhalb eines Jahres vom Erscheinen des Originalwerks 
ohne Einwilligung des Autors desselben oder seiner Rechts- 
Nikchfolger veröffentlichte Uebersotzuilg, als verbotener Nach-^ 
druck zu behandeln ist.^^ 

Dass Preussen befugt war, diesen erweiterten Schulz sei- 
nen Unterthanen zu gewähren, und dass es dadurch nicht in 
Collision mit seinen Pflichten gegen den deutschen Bund ge- 
rieth, ist nach dem eben Gesagten kaum nöthig zu erwähnen. 
Dagegen fragt es sich, ob dieser erweiterte Schutz, den das 
preussische Gesetz verheisst, auch den in andern deutschen 
Bundesstaaten erschienenen Werken zu Statten kömmt. 

Der Bundesbeschluss vom 6. September 1832, nach wd- 
chem Verleger und Schrinsleller eines Bundesstaates in jedem 
andern BundesSiaate, den dort gesetzlich bestehenden Schutz 
gegen Nachdruck (eben so, wie die Angehörigen dieses Staates) 
in Anspruch nehmen können, scheint für die Beantwortung dieser 
Frage zu sprechen. Dieser Bundesbeschluss garantirte indess 
nur die gleichmässige Anwendung der zur Zeit seiner Er- 
lassung in den einzelnen deutschen Bundesstaaten in Geltung 
gewesenen Qesetze. 

Preussen stimmte dem Bundesbeschlusse vom 9. November 
1837 nur unter der Bedingung bei, dass es jedem Bundesstaate 
freigestellt bleibe, einen noch weiteren Schutz des literarischen 
Eigenthums zu gewähren, welcher dann nur seinen eigenen 
Angehörigen, und den Unterthanen derjenigen Staaten zu Gute 
käme, mit welchen deshalb besondere Verträge abgeschlossen 
wären. (Vergl. hierüber JoUy, die Lehre vom Nachdruck 
Cap. 10. §. 23.) 

Der oben angeführte §. 4 des preussischen Gesetzes vom 
11. Juni 1837, dessen Verhältniss zu den Gesetzgebungen der 
andern Bundesstaaten wir eben besprochen haben, ist übrigens 
in seiner Fassung so unbestimmt, dass er mancherlei Ausle- 
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gungen zulässt. Es ist keineiti Zweifel imlerworfen, dass Schrift- 
steller^ welche wie Alex. v. Humboldt und Ancillon belahigl 
sind, ihre Werke in verschiedenen Sprachen selbst zu schrei- 
ben, einen Schutz für diese verschiedenen Ausgaben bean- 
spruchen können. 

Es wird indessen nur wenig Autoren geben, welche der 
fremden Sprach -Idiome so mächtig sind, um ihre Werke in 
mehreren neuen Sprachen zu publiciren. Es fragt sich nun, 
ob ein Schriftsteller das ihm zugesicherte Recht der Ueber- 
setzung auf einen Andern übertragen könne; ob eine von ihm 
sanctionirte (wenn auch nicht von ihm herrührende) Ueber- 
setzung auf denselben Schutz Anspruch machen könne, wie 
eine von ihm selbst verfasste. 

Eine authentische Interpretation dieses Paragraphen ist nicht 
gegeben. Dem Wortlaut del^ Gesetzes nach muss die obige 
Frage verneint werden. Es ist nur davon die Rede, dass 
der Verfasser eines Buches solches gleichzeitig in verschie- 
denen Sprachen habe erscheinen lassen, oder dass er eine 
Uebersetzung, und in welcher Sprache, herausgeben wolle. 

Zwar wird vom Verfasser niemals der Nachweis verlangt 
werden können, dass eine unter seinem Namen erschienene 
Uebersetzung auch wirklich von ihm selbst herrühre, und dass 
er befähigt sei, eine solche zu liefern. Es wird dieser Nach- 
weis eben so wenig von ihm verlangt werden können, als der, 
dass er überhaupt der Verfasser eines unter seinem Namen 
erschienenen Werkes sei; er wird so lange als solcher ange- 
sehen und geschützt werden müssen, bis ein anderer ihm dies 
Recht in überzeugender Weise streitig macht. 

Die blosse, auf dem Titel gemachte Notiz^ dass eine Ueber- 
setzung seines Werkes mit seiner Bewilligung erscheine, dürfte 
nach unserem Dafürhalten nicht hinreichen dieser den §. 4. 
verheissenen Schutz zu gewähren. 
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Wenden wir dies auf den zwischen Preussen und Gtqss- 
britannien abgeschlossenen Vertrag an. Es heisst in demsel- 
ben: „Die Autoren von Büchern, für welche die Gesetze 
Preussens und Grossbritanniens ihren eigenen Unterthanen ein 
ausschliessliches Recht zur Vervielßiltigung beilegen, sollen in 
dem andern Staate das gleiche ausschliessliche Recht zur Ver-* 
\ie]fältigung geniessen, als dem Autor eines gleichartigen Wer- 
kes zustehen würde, wenn es in diesem andern Staate zuersl 
erschienen wäre.''' 

Hätte der englische Schriftsteller ein ausschliessliches Recht 
der Uebersetzung für England, so könnte er auch ein solches 
für Preussen in Anspruch nehmen, sobald er die im Vertrage 
vorgeschriebenen Formalitäten eriiillte. Dies ist aber nicht der 
Fall; die Formel multiplying copies ist durchaus abweichend 
von einer Translation. 

Der Englisch-Prcussische Vertrag enthält keinen bestimm- 
ten Paragraphen zum Schutz der Uebersetzungen, und die Par- 
laments- Acte , durch welche die englische Regierung befugt 
wurde, einen Vertrag abzuschliessen, enthält die Clause! : 

Provided always and be it enacted, that nothing in 

this Act contained shall be construed to prevent the 

printing, publication or sale of any Translation of any 

book the author whereof or bis Assigns may be entitled 

to the benefit of this act. 

Wenn auch die Parlaments -Acte vom 25. Mai 1852 der 
Regierung das Recht verleiht, Uebersetzungen unter gewissen 
Bedingungen denselben Schutz zu gewähren, wie dem Original- 
Werke, so kann sich dies nicht auf den Preussisch-Englischen 
Vertrag beziehen, da derselbe früher abgeschlossen wurde, als 
diese Parlaments -Acte bestand und von einer ruckwirkenden 
Kraft nirgends die Rede ist« 

Die Englische Regierung hat von diesem Rechte in dem 
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mit Frankreich abgeschlossenen Vertrage Gebrauch gemacht, 
«nd es wird in demselben der Schulz der Uebersetzung aus- 
drücklich gewährleistet. 

Im Widerspruche mit der eben gegebenen Erklärung sieht 
ein Erkenntniss des Criminalgerichls zu Magdeburg vom 1. Oc- 
lober 1847, welches später von dem Minister des Innern in 
der Verfügung vom 20. December 1847 als richtige Auffassung 
erklärt wurde. 

Wir lassen, da diese Verfugung auch für spätere Fälle 
massgebend sein durfte und für den Buchhandel wie für den 
Schriftsteller von gleich grosser Wichligkeit ist, dieselbe hier 
in extenso folgen. 



Hinisterial • TeifBgODg. 

Die Buchhandlung Duncker und Humblot hierselbst hat, so 
weit dies zur Begründung des polizeilichen Einschreitens er- 
forderlich ist, nachgewiesen, dass sie das Verlagsrecht an der 
deutschen Uebersetzung der Schrift: 

„The Convict, a tale by 6. P. R. James, London, Smith 
Eider et Co. 1847." 
unter dei^ni|^en Voraussetzungen erworben hat, welche nach 
§. 4. N. 3, b. des Gesetzes vom 11. Juni 1837, so wie nach 
dem Verträge zwischen Preussen und Grossbritannien vom 
13. Mai Ci6. Juni) 1846 vorhanden sein müssen, damit das 
Recht zur Herausgabe von Uebersetzungen einer Schrift in den 
Königl. Preuss. Staaten als ein ausschliessliches gegen Nachdruck 
durch Herausgabe einer andern Uebersetzung geschützt werde^ 
In Gemässheit dieses von der gedachten Handlung erworbenen 
ausschliesslichen Verlagsrechts hat dieselbe eine deutsche Ueber« 
Setzung der fragUohen englischen Schrift unter dem Titel: 
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„James der Verurtheilte. Auf Veranstaltung des Verfassers 
aus dem Englischen übersetzt. 3 Theile. Berlin 1848." * 
herausgegeben. Hiernach ist jede andere Uebersetzung dieser 
Schrift, insbesondere aber auf die von der J. B. Metzler'schen 
Buchhandlung zu Stuttgart unter dem- Titel: 

„Der Ueberwiesene. Ein Roman von G. P. R. James. Aus 
dem Englischen. 1 Bandchen. Taschenformat, 
angekündigte, und auf 4 Bändchen berechnete Uebersetzung 
derselben als Nachdruck zu betrachten.^ 

Ew. ersuche ich ergebenst, Vorstehendes durch die Amts- 
blätter den Regierungen Ihres Verwaltungs - Bezirks mit dem 
Beifügen zur öffentlichen Kenntniss bringen zu lassen, dass 
der Dobit jeder andern deutschen Uebersetzung des gedachten 
engl. Werkes ausser der \on der Buchhandlung Duncker und 
Humblot herausgegebenen, insbesondere auch der Debit der 
oben erwähnten von der Metzler'schen Buchhandlung angekün- 
diglen unerlaubt iist, und dass die Uebertreter dieses Verbots 
sich der Gefahr aussetzen, auf Antrag der Buchhandlung Duncker 
und Humblot wegen Nachdrucks zur gerichtlichen Untersuchung 
und Bestrafung gezogen zu werden. 

Zugleich ersuche ich Ew. ergeBenst, auch die Censo- 
ren dortiger Provinz in Gemässheit des §. 1. der Verordnung 
vom 30. Juni 1843 anvveisen zu wollen, für öffentliche An- 
kündigungen der als Nachdruck zu betrachtenden deutschen 
Uebersetzungen des mehr gedachten englischen Werks die 
Druckerlaubniss zu versagen. 
Berlin, den 20. Dezember 1847. 

Der Minister des Innern, 
(gez.) V. Bodelschwingh. 
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Hoffen wir, dass bei einer Erneuerung des Preussisch- 
Englischen Verlt-ages hierin eine Abänderung eintritt, und dass 
bei einem elvva mil Prankreich abauschliessenden Vertrage das 
Recht der freien Üebersetzung gewahrt bleibe. 

Die französische Literatur besitzt eine nicht unbedeu« 
tende Anzahl von Werken, deren Üebertragung von grossem 
Nutzen für die deutsche Wissenschaft und Industrie gewesen 
ist. Es sind dies namentlich Bücher aus dem Gebiete der 
Mathematik, der Chemie, der Technologie, der Mechanik u. s. w. 
von denen wir ausgezeichnete Bearbeitungen haben. Unsere 
deutschen Fachmänner haben sich in den meisten Fällen nicht 
mit einer wörtlichen oder gewissenlosen Üebersetzung begnügt, 
sie haben die vaterländischen Bedürfnisse, den Stand unserer 
Wissenschiafl; und unsere Industrie dabei berücksichtiget. 

Es genügt, wenn wir aus der Literatur der neuem Zeit 
hier nur die Werke von Regnaült, Boussingault, Pouillet, Du- 
hamel, Fayen erwähnen, deren Herausgeber doch unmöglich 
eine mechanische Vervielfältigung begangen haben. 

Die nachfolgende Uebersicht möge zeigen, dass die Ueber- 
setzungen aus dem Englischen und Französischen einen nicht 
unwesentlichen Factor der deutschen Literatur bilden. 

In den Jahren 1852 und 1853 wurden über 200 ver- 
schiedene Werke aus dem Französischen übersetzt, von 
denen 

49 der Theologie (überwiegend katholisch), 
7 den Staats- und Rechtswissenschaften, 
27 der Medizin, 
13 den Naturwissenschaften, 
10 der Geschichte, 
9 der Gewerbskunde, 
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9 der Landwirlhschaft, 
63 den schönen Wissenschaftea 
angehören. 

Eine nicht sehr erfreuliche Erscheinung bildet die letzte 
Zahl, welche riocli grösser ausfallen wärde, wenn man die ver-* 
schiedenen Uebersetzungen , welche von einem und demselben 
Werke erschienen sind, hinzurechnen wollte. Die Romane von 
A. Dumas, Sue, P. de Kock u. s. w., bilden noc^h immer die 
deutsche Lieblingsleclure, und sowohl das Publikum der Salons, 
wie jenes, das seine geistige Nahrung aus den schmutzigen 
Exemplaren der Leihbibliothek zieht, greiH begierig nach den 
neuen Erzeugnissen der französischen Phantasie. 

In denselben Jahren wurden nur 34 deutsche Bücher der 
Ehre gewürdigt, in das Französische übertragen zu werden, 
wobei übrigens eine Anzahl von Jugendschriften von Chr. von 
Scbmid, Nioritz und Hoffmann nicht inbegriffen sind. 

Von wissenschaftlichen Werken nennen wir: Förster 
Anatomie, Kant Metaphysik und Kritik der reinen Vernunft, 
Strauss Leben Jesu, Zachariae franz. Civilrecht, Liebig chemische 
Briefe, Creuzer Symbolik, Clausewltz vom Kriege, Nägele Ge- 
burtshülfe. 

Aus dem Gebiete der schönen Lileralur wurden von neue- 
ren Werken nur Auerbach's Dorfgeschichten, einige Gotlhelfsche 
Erzählungen und Heine's Reisebilder übersetzt. 

Von englischen Werken erschienen in den Jahren 1852 
und 1853 134 deutsche üebersetzungen, von denen 
16 der Theologie, 

7 den Staats- und Rechtswissenschaften, 
14 der Medicin, 
6 den Naturwissenschaften, 
18 der Geschichte, 
lö der Geographie, 
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9 der Gewerbskunde und Landwirthschaf), 
38 der schönen Literatur 
angehören. 

Die Engländer schenkten in denselben Jahren den Erschei- 
nungen der deutschen Presse eine grössere Aufmerksamkeit 
als die Franzosen, denn es wurden 91 deutsche Werke über- 
setzt. — 

In der Auswahl derselben haben die Schriftsteller Albions 
einen richtigen Takt und ein feines Verständniss gezeigt. Wir 
finden unter diesen 91 Werken meistens solche, auf welche 
die deutsche Nation mit Stolz und Bewunderung blickt. 

Wir nennen hier unter Andern die Werke von Humboldt, 
Ranke, Neander, Niebuhr, Mohl, Olshausen, Schieiden, Schlosser, 
Gervinus^ Bopp, Dove, Liebig; 

Ja es ist unter den 91 Büchern beinahe nicht ein einzi- 
ges, welches nicht ein Zeugniss deutscher Gelehrsamkeit und 
deutscher Gründlichkeit wäre und im vollsten Masse verdiente 
der Literatur aller Völker eingereiht zu werden. 



Fassen wir schliesslich die Ansichten und Wünsche zu- 
sammen, welche bei Abschliessung der internationalen Vcr- 
lags-Verträge in Betracht kommen, so würden wir folgendes 
Resultat erhalten: 

1. 
Zur Herbeiftihnmg eines geordneten literarischen Bechts- 
Znstandes ist es nöthig, mit allen Staaten, welche literarischen 
Verkehr haben, Verträge znm gegenseitigen Schutze des litera- 
rischen Eigenthoms abznschliessen. 

2. 
Diese Vertrage müssten (mit Aufhebung des jetzt beste- 
henden resp. nach Ablauf derselben) seitens der deutschen Bun- 
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des nach den Onindsätzen abgeschlossen werden, welche die 
Bnndesgese&e der Jahre 1832, 1837 nnd 1845 enthalten. 

8. 

Der Schutz der Autorrechte erstreckt sich nur auf diejeni- 
gen Werke, welche nach Abschluss des Vertrages erscheinen. 
Der Verkauf und die fernere Vervielfältigung der vor diesem 
Zeitpunkte erschienenen Hachdr&cke, bleibt auch ferner ge- 
stattet 

4. 

Die Herausgabe von üebersetzungen bereits gedruckter 
Werke ist nicht als Nachdruck anzusehen. 

6, 

Es ist besonders darauf zu achten, dass deutsche Bücher 
beim Eingang in einen fremden Staat keine höhere Steuer ent- 
richten, als der Zollverein erhebt 
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Druck von 6. Bernstein in Berlin, Maaerstr. 53. 
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